
Zur Ankündigung der Minister-
präsidentin Lieberknecht, für die
Beteiligung der Bürger an politi-
schen Entscheidungen über das In-
ternet offen zu sein, erklärt Katha-
rina König, netzpolitische Spreche-
rin der Fraktion: „Es wird höchste
Zeit, dass die Landesregierung das
Internet auch als Chance für mehr
Transparenz und Bürgerbeteiligung
in der Politik begreift. Wir unter-
stützen dies ausdrücklich.“

Katharina König weist darauf
hin, dass Partizipation über das In-
ternet auch Teilhabe an dieser
Technik voraussetzt. Eine rasche
flächendeckende Versorgung mit
Breitbandinternetzugängen in ganz
Thüringen sei dafür Voraussetzung
und müsse von der Landesregie-
rung mit größerer Anstrengung
verfolgt werden. „Die derzeitige
Versorgung gerade der ländlichen
Gegenden ist alles andere als zu-
friedenstellend“, moniert die Ab-
geordnete der Linksfraktion.

wendung kommen darf. „Es wäre der
helle Wahnsinn, dieses Verfahren zuzu-
lassen. Wir fordern vom Parlament ein
konsequentes Vorgehen gegen Fracking
und von der Landesregierung, eindeuti-
ge gesetzliche Regelungen auch auf der
Bundesebene zu initiieren, die solche
Erdgasförderung künftig unmöglich ma-
chen“, unterstrich auch Hartwig Oswald
von der Bürgerinitiative Fahner Höhe.

Schließlich gebe es bisher keine
rechtliche Möglichkeit, Erdgas-Erkun-
dungen in Thüringen zu unterbinden.

„Nach vielen Skandalen, Affären und
Versäumnissen von Ministern in Thü-
ringen ist eine solche Regelung wie die
Ministeranklage sehr angebracht“, be-
tonte Knut Korschewsky, Abgeordne-
ter der Fraktion DIE LINKE. Zur Einfüh-

steranklage“ erheben kann, um festzu-
stellen, dass ein Minister in Ausübung
seines Amtes vorsätzlich, in manchen
Ländern reicht auch fahrlässiges Han-
deln aus, gegen Gesetze verstoßen
hat. Thüringen kennt bisher keine Re-
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kefeld verweist darauf, dass das
Geldvermögen der Deutschen im
vergangenen Jahr um 239 Milliar-
den Euro gestiegen sei und insge-
samt 4,67 Billionen Euro erreicht
habe. „Allerdings öffnet sich die
Schere zwischen Arm und Reich
zusehends“, moniert sie. Besonde-
re Risiken für Armut und soziale
Ausgrenzung seien Arbeitslosig-
keit, Kinderreichtum oder Krank-
heit. Armut, und damit oft auch so-
ziale Isolation, könne also fast je-
den treffen - zumindest zeitweise. 

Allein eine gerechte Verteilung
des Reichtums durch armutsfeste
Existenzsicherung und gerechte
Entlohnung von Arbeit würde Not-
unterstützung für arme Menschen,
wie Lebensmittel-Tafeln, überflüs-
sig machen.

Zum SPD-Antrag im Bundestag,
bezahlbare Mieten auch nach Mo-
dernisierungsmaßnahmen zu ge-
währleisten, erklärte MdL Heidrun
Sedlacik: „Es ist zu begrüßen,
wenn nun auch die SPD erkennt,
dass das Mietrecht nicht weiter zu
Lasten der Mieter verschärft wer-
den darf.  DIE LINKE will eine ge-
rechte und sozial ausgewogene
Verteilung der Kosten der energeti-
schen Sanierung.“ Dafür hatte sie
im Bundestag im Jahr 2011 einen
Antrag „Mietrecht sozial gerecht
weiterentwickeln“ eingebracht.
Aus Sicht der LINKEN darf die Hö-
he der Wohnkosten für angemes-
senen Wohnraum höchstens 30
Prozent des Nettoeinkommens ei-
nes durchschnittlichen Mieter-
haushaltes betragen.

Gesetzesinitiative: Linksfraktion will Ministeranklage in Thüringen möglich mache

gelungen zur Ministeranklage. Auch in
anderen Staaten gibt es die Minister-
anklage, z.B. Österreich oder den USA. 

Verfassungsänderung notwendig

Nach vielen Skandalen, Affären und
Versäumnissen von Ministern in Thü-
ringen (Stichworte: Pilz-Verfahren, CD-
Affäre im Innenministerium, Verfas-
sungsschutzskandale, Lobbyproble-
men, z.B. Congress Centrum Suhl,
Dom-Hotel, wären Regelungen über ein
stärkeres Maß an Verantwortlichkeit
und Sanktionen der Ministerinnen und
Minister für ihre Amtsführung nach An-
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Bürgerinitiativen und Abgeordnete gemeinsam gegen Fracking

rung der Ministeranklage sei eine Ver-
fassungsänderung nötig. Der Entwurf
der Linksfraktion sieht vor, dass grobe
Fahrlässigkeit sowie die Verletzung
von Verfassungsnormen und anderen
Gesetzen als Eingriffskriterien gelten.

Neue Bundesländer bisher ohne
gesetzliche Regelung

In den alten Bundesländern, z.B. Ba-
den-Württemberg, Bayern und Hessen,
gibt es in den Verfassungen Bestim-
mungen darüber, dass der Landtag mit
einem Antrag beim jeweiligen Verfas-
sungsgericht des Landes eine „Mini-

Zusammen mit mehreren Bürgerin-
itiativen hatte die Fraktion DIE LINKE zu
einer Pressekonferenz zu den Gefahren
der Erdgasförderung durch „Fracking“
eingeladen. An dem Gespräch nahmen
neben Vertretern der Bürgerinitiativen
auch die Landtagsabgeordneten Tilo
Kummer (DIE LINKE), Frank Weber
(SPD) und Frank Augsten (Grüne) teil.

Tilo Kummer von der Linksfraktion
warnte vor den unkalkulierbaren Folgen
der Hochrisikotechnologie, u.a. durch
eine durch Fracking verursachte massiv
höhere Erdbebentätigkeit. Dadurch
könnten nicht nur enorme Schäden ent-
stehen, sondern der Chemiecocktail
auch den Weg nach oben finden.

Winfried Bötticher von der Bürgerin-
itiative aus dem Unstrut-Hainich-Kreis
gab zu bedenken, dass langfristig eine
Kontamination des Trinkwassers nicht
ausgeschlossen werden könne. Es
herrschte Konsens, dass der im Land-
tag vorliegende Antrag der Regierungs-
koalition zu kurz greift und dass das
„Fracking“ in Thüringen nicht zur An-

Mit einer Pressekonferenz hat Knut Korschewsky, Landtagsabgeordneter und
Landesvorsitzneder der LINKEN in Thüringen, den Gesetzesvorschlag zur Einfüh-
rung der Sanktionsmöglichkeit der Ministeranklage vorgestellt. Foto: Wogawa

Mehr Transparenz 

Vor allem das antiquierte 
müsse daher geändert werde
mer. Zusammen mit den Bü
ven würde gegenwärtig geprü
einen Bürgerantrag auf den W
„um den Druck auf die Regie
höhen“. Die Linksfraktion 
Kommunalpolitikern vor Ort v
gen, in den Kreistagen und 
der kreisfreien Städte die I
ergreifen und sich gegen da
auszusprechen.
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